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6 0 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und Malaysia über die Förderung und den Schutz
von Investitionen
(NR: GP XVI RV 689 AB 806 S. 125. BR: AB 3080 S. 471.)

6 0 2 . Erklärung der Republik Österreich nach Artikel 25 Absatz 1 des Europäischen Übereinkommens
über die Adoption von Kindern betreffend die Erneuerung des Vorbehalts nach Arti-
kel 10 Absatz 2 des Übereinkommens
(NR: GP XVI RV 1000 AB 1053 S. 152. BR: AB 3175 S. 479.)

6 0 3 . Notenwechsel betreffend eine Änderung der Vereinbarung über die Errichtung vorgeschobener
österreichischer Grenzdienststellen im Hauptbahnhof Passau und über die Grenzabfer-
tigung in Zügen während der Fahrt auf der Strecke Regensburg—Linz gemäß Art. 1
Abs; 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und
Schiffsverkehr

601.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
MALAYSIA ÜBER DIE
FÖRDERUNG UND DEN
SCHUTZ VON INVESTI-

TIONEN
DIE REPUBLIK ÖSTER-

REICH UND MALAYSIA

im folgenden die „Vertragspar-
teien" genannt,

VON DEM WUNSCHE
GELEITET, günstige Vorausset-
zungen für eine größere wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Vertragspar-
teien und insbesondere für Inve-
stitionen von Staatsangehörigen
und Gesellschaften der einen
Vertragspartei auf dem Gebiet
der anderen Vertragspartei zu
schaffen;

IN DER ERKENNTNIS, daß
die Förderung und der gegensei-
tige Schutz solcher Investitionen
dazu führen werden, individuelle
Geschäftsinitiative anzuregen
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und den Wohlstand auf den
Gebieten der Vertragsparteien zu
vermehren,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

ARTIKEL 1

Definitionen

Für die Zwecke dieses Abkom-
mens:

(1) Bedeutet der Begriff
„Staatsangehöriger"

a) in bezug auf Malaysia jede
Person, die ein Staatsbürger
Malaysias gemäß seiner
Verfassung ist;

b) in bezug auf die Republik
Österreich jede natürliche
Person, die gemäß den
Gesetzen der Republik
Österreich ein Staatsbürger
der Republik Österreich ist.

(2) Bedeutet der Begriff
„Gesellschaft"

a) jede juristische Person, Teil-
haberschaft oder andere
Vereinigung mit oder ohne
Rechtspersönlichkeit, die
gemäß den Gesetzen der
betreffenden Vertragspartei
geschaffen wurde und die
ihren Sitz auf dem Gebiet
der Vertragspartei hat;

b) jede juristische Person, Teil-
haberschaft oder Vereini-
gung mit oder ohne Rechts-
persönlichkeit, an der die
oben beschriebenen Staats-
angehörigen oder Gesell-
schaften ein überwiegendes
Interesse haben.

(3) Umfaßt der Begriff „Inve-
stition" jede Art von Vermögens-
werten, insbesondere, aber nicht
ausschließlich:

a) Eigentum an beweglichen
und unbeweglichen Sachen
sowie sonstige dingliche
Rechte wie Hypotheken,
Zurückbehaltungsrechte,
Pfandrechte, Nutzungs-
rechte und ähnliche Rechte;
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b) Anteilsrechte und andere
Arten von Beteiligungen;

c) Ansprüche auf Geld, das
gegeben wurde, um einen
wirtschaftlichen Wert zu
schaffen oder Ansprüche
auf Leistungen, die einen
wirtschaftlichen Wert
haben;

d) Urheberrechte, gewerbliche
Schutzrechte wie Erfinder-
patente, Handelsmarken,
gewerbliche Muster und
Modelle sowie Gebrauchs-
muster, Know-how, Han-
delsnamen und Goodwill;
und

e) öffentlich-rechtliche Kon-
zessionen, einschließlich
Konzessionen für die Auf-
suchung, die Gewinnung
und den Abbau von Boden-
schätzen;

vorausgesetzt, daß solche zu
investierende Vermögenswerte:

i) in Malaysia in ein Pro-
jekt investiert werden,
welches von dem
zuständigen Ministe-
rium in Malaysia als ein
„genehmigtes Projekt"
im Einklang mit der
Gesetzgebung und der.
darauf beruhenden
Verwaltungspraxis klas-
sifiziert wurde;

ii) in der Republik Öster-
reich unter Einhaltung
der einschlägigen
Gesetze und- Regelun-
gen investiert werden.

Jede Änderung der Form, in der
Vermögenswerte angelegt wer-
den, läßt ihre Eigenschaft als
Investition unberührt, vorausge-
setzt, daß eine derartige Ände-
rung nicht der allfälligen Bewilli-
gung widerspricht, die bezüglich
der ursprünglich investierten Ver-
mögenswerte erteilt wurde.

(4) Bedeutet der Ausdruck
„Erträge" diejenigen Beträge, die
eine Investition erbringt, insbe-
sondere, jedoch nicht ausschließ-
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lich, Gewinne, Zinsen, Kapitalzu-
wächse, Dividenden, Tantiemen
oder- Gebühren.

(5) Bedeutet der Begriff „frei
verwendbare Währung" gemäß
der Definition des Internationa-
len Währungsfonds jede Wäh-
rung, die allgemein für Zahlun-
gen für internationale Transak-
tionen verwendet wird und die
auf den wichtigsten Devisen-
märkten stark gehandelt wird.

ARTIKEL 2

Förderung von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei fördert
in ihrem Hoheitsgebiet Investitio-
nen von Staatsangehörigen und
Gesellschaften der anderen Ver-
tragspartei und läßt diese in
Übereinstimmung mit ihren
Rechtsvorschriften zu.

(2) Insbesondere erleichtert
jede Vertragspartei die Erteilung
der notwendigen Genehmigun-
gen kommerzieller und admini-
strativer Art im Zusammenhang
mit solchen Investitionen sowie
mit der Durchführung von
Lizenzverträgen und Technischer
Hilfe sowie im Zusammenhang
mit der Tätigkeit von Beratern
und sonstigem qualifizierten Per-
sonal.

ARTIKEL 3

Schutz von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei sichert
auf ihrem Hoheitsgebiet den
Investitionen von Staatsangehöri-
gen oder Gesellschaften der
anderen Vertragspartei vollen
Schutz zu und ergreift keine
ungerechtfertigten oder diskrimi-
nierenden Maßnahmen betref-
fend die Verwaltung, die Auf-
rechterhaltung, den Gebrauch,
die Benützung, die Ausweitung,
den Verkauf oder die Liquidie-
rung einer solchen Investition.

(2) Alle Investitionen von
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften der einen Vertragspartei
werden im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei gerecht
und billig behandelt. Diese
Behandlung ist nicht ungünstiger



243. Stück — Ausgegeben am 13. November 1986 — Nr. 601 3981

als diejenige, die Staatsangehöri-
gen oder Gesellschaften der
meistbegünstigten Nation zuge-
standen wird und darf in keinem
Fall ungünstiger sein als die
Behandlung, die vom internatio-
nalen. Recht anerkannt wird.

(3) Die Bestimmung dieses
Abkommens, wonach die
Behandlung nicht ungünstiger
sein darf als diejenige, die Investi-
tionen von Staatsangehörigen
oder Gesellschaften irgendeines
dritten Staates zuerkannt wird,
kann nicht dahingehend ausge-
legt werden, daß sie eine Ver-
tragspartei verpflichtet, den
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften der anderen Vertrags-
partei den Vorteil einer Behand-
lung, einer Präferenz oder eines
Privileges einzuräumen, welcher
sich ergibt aus:

a) einer bestehenden oder
zukünftigen Zollunion,
einem gemeinsamen Markt,
einer Freihandelszone oder
einer regionalen wirtschaft-
lichen Organisation, in der
eine der beiden Vertrags-
parteien Mitglied ist oder
werden kann;

b) einem internationalen
Abkommen oder einer Ver-
einbarung oder innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften,
die sich zur Gänze oder
hauptsächlich auf Besteue-
rung beziehen;

c) der Mitgliedschaft in der
Vereinigung Südostasiati-
scher Nationen (ASEAN) in
bezug auf Malaysia;

d) Vereinbarungen betreffend
„traffic in frontier areas"
oder „Kleiner Grenzver-
kehr".

ARTIKEL 4

Entschädigung

(1) Investitionen von Staatsan-
gehörigen oder Gesellschaften
einer Vertragspartei dürfen im
Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei nur im öffentlichen
Interesse und gegen prompte,
angemessene und tatsächlich ver-
wertbare Entschädigung verstaat-
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licht, enteignet oder Maßnahmen
mit gleicher Wirkung wie Ver-
staatlichung oder Enteignung
unterworfen werden. Eine solche
Entschädigung muß dem tatsäch-
lichen Wert der enteigneten Inve-
stition entweder an dem Tage
entsprechen, der dem Tag vor-
ausging, an welchem die Maß-
nahme getroffen wurde oder der
dem Tag vorausging, an welchem
die bevorstehende Maßnahme
öffentlich bekannt wurde. Die
Enteignungsmaßnahmen sind
durch ein rechtmäßiges Verfah-
ren in dem Hoheitsgebiet der
Vertragspartei, in welchem die
Investition enteignet worden ist,
zu treffen.

(2) Wenn ein Staatsangehöri-
ger oder eine Gesellschaft einer
der Vertragsparteien ein überwie-
gendes Interesse an einer juristi-
schen Person, Organisation oder
Vereinigung mit oder ohne
Rechtspersönlichkeit in einem
dritten Land hat, so findet
Absatz 1 dieses Artikels auch auf
diesen Investor der einen Ver-
tragspartei Anwendung, wenn die
andere Vertragspartei Investitio-
nen der juristischen Person,
Organisation oder Vereinigung
in dem dritten Land enteignet.
Die Bestimmungen betreffend die
Entschädigung finden jedoch nur
Anwendung, wenn die juristische
Person, Organisation oder Verei-
nigung des dritten Landes oder
das dritte Land selbst kein Recht
hat, eine solche Entschädigung
zu fordern, oder wenn das dritte
Land auf ein solches Recht ver-
zichtet hat.

(3) Enteignet eine Vertragspar-
tei die Vermögenswerte einer
Gesellschaft, die in Anwendung
von Artikel 1 Absatz 2 dieses
Abkommens als ihre eigene
Gesellschaft anzusehen ist und an
welcher Staatsangehörige oder
Gesellschaften der anderen Ver-
tragspartei Anteile besitzen, so
wendet sie die Bestimmungen des
Absatzes 1 dieses Artikels derge-
stalt an, daß die angemessene
Entschädigung dieser Staatsange-
hörigen oder Gesellschaften
sichergestellt wird.
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(4) Staatsangehörige oder
Gesellschaften einer Vertragspar-
tei, deren Investitionen auf dem
Gebiet der anderen. Vertragspar-
tei durch Krieg oder eine andere
bewaffnete Auseinandersetzung,
Revolution, nationalen Notstand,
Revolte, Aufstand oder Aufruhr
im Hoheitsgebiet der letzteren
Vertragspartei Verluste erleiden,
werden von der letzteren Ver-
tragspartei hinsichtlich der Rück-
stellung, Wiedergutmachung,
Entschädigung oder anderen
Regelung keine ungünstigere
Behandlung erfahren als dieje-
nige, welche die letztere Ver-
tragspartei den Staatsangehöri-
gen oder Gesellschaften eines
dritten Staates zugesteht.

(5) a) Maßnahmen der Ver-
staatlichung, Enteignung oder
andere Maßnahmen mit gleicher
Wirkung wie Verstaatlichung
oder Enteignung, werden nicht
diskriminierend sein.

b) Die in Absatz 1, 2 und 3 die-
ses Artikels erwähnte Behandlung
wird nicht ungünstiger sein als
diejenige, die Staatsangehörigen
oder Gesellschaften der meistbe-
günstigten Nation gewährt wird.

ARTIKEL 5

Überweisungen

(1) Eine Vertragspartei, in
deren Hoheitsgebiet Staatsange-
hörige oder Gesellschaften der
anderen Vertragspartei Investitio-
nen vorgenommen haben, gestat-
tet, im. Einklang mit ihren
Gesetzen und Regelungen, ohne
ungebührliche Verzögerung den
freien Transfer in frei verwendba-
rer Währung von:

a) Zinsen und anderen anlei-
hebezogenen Gebühren,
Dividenden, Gewinnen und
anderen laufenden Erträ-
gen;

b) Amortisierung und vertrag-
lich vereinbarter Rückzah-
lung . ausländischer Anlei-
hen, für welche eine Geneh-
migung der Devisenbehörde
erteilt worden ist;
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c) Beträgen, die zur Abdek-
kung von Ausgaben im
Zusammenhang mit der
Verwaltung der Investition
bestimmt waren;

d) zusätzlichen Beträgen zur
Aufrechterhaltung oder
Ausweitung der Investition;

e) Tantiemen und anderen
Zahlungen auf Grund von
Lizenzrechten sowie auf
Grund von kommerzieller,
administrativer oder techni-
scher Hilfeleistung;

f) Liquidationserlösen im Falle
vollständiger oder teilweiser
Veräußerung einer Investi-
tion, die von Staatsangehö-
rigen oder Gesellschaften
der anderen Vertragspartei
getätigt wurde;

g) Entschädigungen gemäß
Artikel 4.

(2) Die Behandlung gemäß
Absatz 1 dieses Artikels darf nicht
ungünstiger sein als diejenige, die
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften eines dritten Staates
gewährt wird.

(3) Die Überweisungen gemäß
diesem Artikel erfolgen zu den
Wechselkursen, die am Tage der
Überweisung gelten.

(4) Die Wechselkurse und die
Bankgebühren werden von dem
jeweiligen Bankensystem im
Hoheitsgebiet jeder der Vertrags-
parteien festgelegt; diese Wech-
selkurse und Bankgebühren wer-
den gerecht und angemessen sein.

ARTIKEL 6

Eintrittsrecht

(1) Räumt eine Vertragspartei
oder eine öffentliche Institution
der genannten Vertragspartei
bezüglich einer Investition von
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften in dem Hoheitsgebiet
der anderen Vertragspartei eine
finanzielle Sicherstellung gegen
nichtkommerzielle Risken ein
und hat die erste Vertragspartei
oder eine öffentliche Institution
dieser Vertragspartei ihren
Staatsangehörigen oder Gesell-
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schaften hieraus eine Zahlung
geleistet, so anerkennt die andere
Vertragspartei die Rechte der
ersten Vertragspartei oder einer
öffentlichen Institution dieser
Vertragspartei nach dem Prinzip
des Eintritts in die Rechte des
Investors.

(2) Jede solche Zahlung seitens
einer Vertragspartei oder einer
öffentlichen Institution der
genannten Vertragspartei an ihre
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften im Sinne dieses Abkom-
mens, berührt nicht das Recht der
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften, ein Verfahren gemäß
Artikel 9 dieses Abkommens beim
Internationalen Zentrum für die
Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten einzuleiten, noch berührt
es das Recht der genannten
Staatsangehörigen oder Gesell-
schaften, das Verfahren bis zur
Beilegung der Streitigkeiten fort-
zusetzen.

ARTIKEL 7

Andere Verpflichtungen

Ist eine Frage sowohl in diesem
Abkommen als auch im inner-
staatlichen Recht einer der beiden
Vertragsparteien geregelt, so hin-
dert keine Bestimmung dieses
Abkommens Staatsangehörige
oder Gesellschaften einer der bei-
den Vertragsparteien, die Investi-
tionen im Hoheitsgebiet der
anderen Vertragspartei besitzen,
daran, die für sie günstigeren
Bestimmungen in Anspruch zu
nehmen.

ARTIKEL 8

Besondere Vereinbarung

Eine Investition, die auf Grund
einer besonderen Vereinbarung
zwischen einer der beiden Ver-
tragsparteien und den Investoren
der anderen Vertragspartei vor-
genommen worden ist, wird
sowohl durch die Bestimmungen
dieses Abkommens als auch
durch die Bestimmungen der
erwähnten besonderen Vereinba-
rung geregelt, je nachdem, wel-
che für den Investor günstiger
sind.
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ARTIKEL 9

Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten

(1) Entstehen zwischen einer
der beiden Vertragsparteien und
einem Staatsangehörigen oder
einer Gesellschaft der anderen
Vertragspartei Meinungsverschie-
denheiten direkt aus einer Investi-
tion, so werden diese soweit wie
möglich zwischen den Streitpar-
teien freundschaftlich beigelegt.

(2) Kann eine solche Mei-
nungsverschiedenheit nicht inner-
halb von drei Monaten ab einer
schriftlichen Mitteilung hinrei-
chend bestimmter Ansprüche bei-
gelegt werden, wird die Mei-
nungsverschiedenheit auf Antrag
einer der beiden Vertragsparteien
oder auf Antrag der Staatsange-
hörigen oder Gesellschaften einer
der beiden Vertragsparteien zur
Streitbeilegung oder zur schieds-
gerichtlichen Beilegung dem
Internationalen Zentrum für die
Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten unterbreitet, welches durch
die Konvention über die Beile-
gung von Investitionsstreitigkei-
ten zwischen Staaten und Staats-
angehörigen anderer Staaten, die
am 18. März 1965 in Washington
zur Unterschrift aufgelegt wurde,
geschaffen wurde. Zu diesem
Zweck stimmt jede Vertragspar-
tei durch dieses Abkommen unwi-
derruflich im vorhinein zu, solche
Meinungsverschiedenheiten dem
Zentrum zu unterbreiten. Diese
Zustimmung beinhaltet den Ver-
zicht auf das Erfordernis, daß das
innerstaatliche Verwaltungs-
oder Gerichtsverfahren erschöpft
worden ist.

(3) Eine Vertragspartei, die
Streitpartei ist, erhebt in keinem
Stadium des Streitbeilegungs-
oder Schiedsverfahrens oder der
Durchsetzung eines Schieds-
spruchs Einspruch dagegen, daß
der Staatsangehörige oder die
Gesellschaft, die die andere
Streitpartei bilden, infolge einer
Versicherungspolizze bezüglich
einiger oder aller ihrer Verluste
eine Entschädigung erhalten
haben.
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(4) Jede Vertragspartei stellt
die Anerkennung und Durchset-
zung von Schiedssprüchen in
Übereinstimmung mit ihren ein-
schlägigen Rechtsvorschriften
sicher.

ARTIKEL 10

Streitigkeiten über die Auslegung
zwischen den Vertragsparteien

(1) Eine Meinungsverschieden-
heit zwischen den Vertragspar-
teien betreffend die Auslegung
oder Anwendung dieses Abkom-
mens wird soweit wie möglich auf
diplomatischem Wege beigelegt.

(2) Kann eine solche Mei-
nungsverschiedenheit auf diesem
Wege nicht beigelegt werden,
wird sie über Antrag einer der
beiden Vertragsparteien einem
Schiedsverfahren unterworfen.
Das Schiedsgericht (im folgenden
„das Gericht" genannt) besteht
aus drei Schiedsrichtern, von
denen je einer von jeder der bei-
den Vertragsparteien und der
dritte, der der Vorsitzende des
Gerichtes sein soll, durch die Ver-
tragsparteien einvernehmlich
ernannt wird.

(3) Jede Vertragspartei ernennt
innerhalb von zwei Monaten
nach Erhalt des Schiedsantrages
einen Schiedsrichter, und inner-
halb von zwei Monaten nach
Benennung der beiden Schieds-
richter ernennen die Vertragspar-
teien den dritten Schiedsrichter.

(4) Ist das Gericht nicht inner-
halb von vier Monaten nach
Erhalt des Schiedsantrages gebil-
det, kann jede Vertragspartei
mangels anderer Übereinstim-
mung den Präsidenten des Inter-
nationalen Gerichtshofes einla-
den, den oder die Schiedsrichter,
die noch nicht ernannt worden
sind, zu ernennen. Ist der Präsi-
dent ein Staatsangehöriger einer
der beiden Vertragsparteien oder
ist er nicht in der Lage, dieser
Einladung zu folgen, so kann der
Vizepräsident eingeladen werden,
die Ernennungen vorzunehmen.
Ist der Vizepräsident ein Staats-
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angehöriger einer der beiden
Vertragsparteien oder ist er nicht
in der Lage, die Ernennung vor-
zunehmen, so kann dasjenige
dienstälteste Mitglied des Inter-
nationalen Gerichtshofes, das
nicht Staatsangehöriger einer der
beiden Vertragsparteien ist, ein-
geladen werden, die notwendigen
Ernennungen vorzunehmen.

(5) Das Gericht bestimmt seine
eigenen Verfahrensregeln.

(6) Die Entscheidung des
Gerichtes ist endgültig und die
Vertragsparteien erachten die
Entscheidung als endgültig und
bindend. Jede Vertragspartei
trägt die Kosten, die ihr aus der
Ernennung ihres eigenen Schieds-
richters und aus seiner Teilnahme
am Schiedsverfahren erwachsen;
die Kosten, die aus der Ernen-
nung des Vorsitzenden erwach-
sen und die übrigen Kosten, wer-
den zu gleichen Teilen von den
Vertragsparteien getragen. Das
Gericht kann jedoch in seiner
Entscheidung beschließen, daß
einer der beiden Streitteile einen
höheren Kostenanteil zu tragen
hat, und dieser Beschluß ist für
beide Parteien bindend.

ARTIKEL 11

Anwendung dieses Abkommens

Dieses Abkommen findet auf
Investitionen Anwendung, die in
dem Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei in Übereinstimmung
mit ihren Gesetzen, Bestimmun-
gen oder Regelungen von Staats-
angehörigen oder Gesellschaften
der anderen Vertragspartei
sowohl vor als auch nach dem
Inkrafttreten dieses Abkommens
vorgenommen wurden.

ARTIKEL 12

Inkrafttreten und Dauer

(1) Dieses Abkommen bedarf
der Ratifikation.

(2) Das Abkommen tritt am
ersten Tage des dritten Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in
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welchem die Ratifikationsurkun-
den ausgetauscht worden sind. Es
bleibt zunächst für einen Zeit-
raum von zehn Jahren in Kraft.

(3) Teilt keine der beiden Ver-
tragsparteien der anderen Ver-
tragspartei auf diplomatischem
Wege spätestens vor Ablauf von
sechs Monaten vor dem Ende der
besagten zehn Jahre mit, daß sie
das Abkommen als ausgelaufen
betrachtet, so wird das Abkom-
men automatisch für weitere
Perioden von zehn Jahren erneu-
ert. Jede Vertragspartei kann,
unter Einhaltung einer minde-
stens sechsmonatigen Frist, dieses
Abkommen bezüglich jeder
Zehnjahresperiode nach der im
Absatz 2 dieses Artikels erwähn-
ten Zehnjahresperiode beenden.

(4) Investitionen, die während
der Geltungsdauer dieses Abkom-
mens vorgenommen worden sind,
genießen den Schutz für eine wei-
tere Periode von zehn Jahren.

ZU DIESEM ZWECKE haben
die von ihrer jeweiligen Regie-
rung hiezu gehörig bevollmäch-
tigten unterzeichneten Vertreter
das gegenständliche Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am
12. April 1985, in sechs Original-
ausfertigungen, je zwei in Bahasa
Malaysia; in deutscher und in
englischer Sprache, wobei alle
drei Texte gleichermaßen authen-
tisch sind. Im Falle von Abwei-
chungen geht der englische Text
vor.

Für die Republik Österreich:
Leopold Gratz m. p.

Für Malaysia:
Tan Tiong Hong m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 15. Oktober 1986 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 12 Abs. 2 am
1. Jänner 1987 in Kraft.

Vranitzky
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6 0 2 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Abgabe der nachstehenden Erklärung wird genehmigt.

(Übersetzung)

Erklärung der Republik Österreich nach Arti-
kel 25 Absatz 1 des Europäischen Überein-
kommens über die Adoption von Kindern
betreffend die Erneuerung des Vorbehalts
nach Artikel 10 Absatz 2 des Übereinkom-

mens

Die Republik Österreich erklärt nach Art. 25
Abs. 1 des Europäischen Übereinkommens über die
Adoption von Kindern, *) daß sie ihren Vorbehalt
erneuert, nicht gemäß Art. 10 Abs. 2 des Überein-
kommens das Erlöschen aller Pflichten, die das
Kind gegenüber seinem Vater und seiner Mutter in
unterhaltsrechtlicher und erbrechtlicher Beziehung
hat, vorzuschreiben.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 314/1980

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde dem Generalsekretär des Europarates mit Note vom 3. September 1986 übermittelt.

Vranitzky

603. Notenwechsel betreffend eine Änderung
der Vereinbarung vom 11. März 1970 über die
Errichtung vorgeschobener österreichischer
Grenzdienststellen im Hauptbahnhof Passau
und über die Grenzabfertigung in Zügen wäh-
rend der Fahrt auf der Strecke Regensburg—
Linz gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 zwischen der Repu-
blik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über Erleichterungen der Grenz-
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und

Schiffsverkehr

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Österreichi-
schen Botschaft mitzuteilen, daß die für die Grenz-
abfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden
der Bundesrepublik Deutschland in Ausführung
von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955*) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957

der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975 **)
und 16. September 1977 ***) für die Vereinbarung
vom 11. März 1970 ****) über die Errichtung vor-
geschobener österreichischer Grenzdienststellen im
Hauptbahnhof Passau und über die Grenzabferti-
gung in Zügen während der Fahrt auf der Strecke
Regensburg—Linz folgende Änderung vorschla-
gen:

Artikel 1

Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bahnstrecke von der gemeinsamen

Grenze bis zum Straßenübergang Grün-
austraße;

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979
***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 130/1970
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— das Gelände des Bahnhofs Passau Hbf
vom Straßenübergang Grünaustraße bis
zum Bahnkilometer 2,833, die darauf
befindlichen Gebäude und Gebäudeteile
jedoch nur, soweit sie nachstehend als
zum örtlichen Bereich gehörend bezeich-
net sind;

— im Betriebshauptgebäude die Personenab-
fertigungshalle einschließlich der sanitä-
ren Anlage, die Räume für die Gepäck-
und Expreßgutabfertigung und alle Ver-
bindungswege;

— auf Bahnsteig 3 im östlichen Gebäude den
an der Südwestecke gelegenen Raum;

— im Gebäude Bahnhof Straße Nr. 31 die
sanitären Anlagen und alle Verbindungs-
wege;

— die östlich an das Gebäude Bahnhofstraße
Nr. 31 a angebaute Lagerhalle;

— im Gebäude „Zentrale Grenzabferti-
gung" in Passau-Auerbach die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— im Betriebshauptgebäude die beiden

neben der Personenabfertigungshalle an
der Südostecke gelegenen Räume;

— im Gebäude „Zentrale Grenzabferti-
gung" in Passau-Auerbach den an der
Nordostecke gelegenen Raum im Erdge-
schoß;

— im Gebäude Bahnhofstraße Nr. 31 im
Erdgeschoß den westlich neben dem
Haupteingang gelegenen Raum, im Ober-
geschoß die drei an der Südwestecke und
die fünf an der Nordwestecke gelegenen
Räume sowie im Kellergeschoß den
Abstellraum an der Nordseite des Gebäu-
des rechts neben der Treppe."

Artikel 2

Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen
des Artikels 3 vorliegen, stellen die Oberfinanzdi-
rektion München, das Präsidium der Bayerischen
Grenzpolizei und die zuständige Behörde der
Deutschen Bundesbahn einerseits sowie die Finanz-
landesdirektion für Oberösterreich, die zuständige
österreichische Sicherheitsbehörde und die zustän-
dige österreichische Eisenbahnbehörde andererseits
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Befug-
nis der genannten Behörden, diese Feststellung im
Einzelfall durch örtliche Beauftragte treffen zu las-
sen, bleibt unberührt."

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und

der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
1. Januar 1987 in Kraft tritt und gleichzeitig mit
der Vereinbarung vom 11. März 1970 außer Kraft
tritt.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 17. Oktober 1986

L. S.

An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/243-A/86

V e r b a l n o t e

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 17. Oktober 1986 — 510-511.13/3 OST — zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote) . . . zu
versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 1. Januar 1987 in Kraft tritt
und gleichzeitig mit der Vereinbarung vom
11. März 1970 außer Kraft tritt.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 17. Oktober 1986

L. S.

An das
Auswärtige Amt
Bonn

Vranitzky
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